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Versicherung:
Angebot für

Jagdgenossen-
schaften

Der Fachbeirat Forst und Jagd
beim GStB hat in Zusammenar-
beit mit der Versicherungskam-
mer Bayern (VKB) und der ÖRAG-
Rechtsschutzversicherung ein um-
fangreiches Versicherungspaket
für Jagdgenossenschaften, die ih-
re Verwaltungsgeschäfte auf die
Gemeinde übertragen haben, ini-
tiiert. Das modulare Angebot um-
fasst eine Vermögenskasko-, eine
Betriebshaftpflicht- sowie eine
Rechtsschutzversicherung. Die-
se Module können beliebig kom-
biniert oder einzeln über die zu-
ständige Kommunalverwaltung
abgeschlossen werden.

Die Aufgaben der Jagdgenossen-
schaften in Rheinland-Pfalz liegen,
nach den gesetzlichen Vorgaben,
vornehmlich bei der Bewirtschaf-
tung der gemeinschaftlichen Jagd-
bezirke, dem Ersatz des Wildscha-
dens und der Verwendung des
Reinertrags. Der Verantwortungs-
bereich erstreckt sich in diesem Zu-
sammenhang von der Organisation
der Genossenschaftsversammlung
über die klassische Variante der
Jagdverpachtung oder die Option
der Regiebejagung bis hin zur Mit-
wirkung bei der jährlichen Abschuss-
vereinbarung (Revierbegang) und
die Beteiligung in Wildschadensan-
gelegenheiten (Teilnahme an Orts-
terminen).

Vielfach sind die Verwaltungs-
geschäfte von der Jagdgenossen-
schaft gemäß § 11 Abs. 7 LJG auf
die Gemeinde übertragen. Die Ge-
meinde führt dann auftragsweise die
laufenden Geschäfte der Jagdgenos-
senschaft. Die Jagdgenossenschaft
kann sich ihrer Aufgaben jedoch
nicht in der Gesamtheit entledigen.
Somit ist die Jagdgenossenschaft als
eigenständige Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts für ihr Handeln
grundsätzlich selbst verantwortlich.
Dieses Handeln kann dazu führen,
dass Ansprüche gegenüber der Jagd-
genossenschaft geltend gemacht wer-
den oder aufwendige Rechtsstreitig-
keiten geführt werden müssen. Eine
Absicherung, auch bei übertragenen
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Verwaltungsgeschäften, über die be-
stehenden Versicherungen der Ge-
meinden besteht, nach Auskunft der
Versicherer, prinzipiell nicht. Die
Jagdgenossenschaften sollten in der
Konsequenz prüfen, in wie weit ein
individueller Absicherungsbedarf für
bezeichnete Risiken besteht.

Was im privaten Bereich sinn-
voll und notwendig ist, sollte auch
im geschäftlichen Bereich nicht feh-
len, denn überall wo Menschen ar-
beiten, werden Fehler gemacht. Auf
Initiative des Fachbeirates „Forst und
Jagd“ beim Gemeinde- und Städte-
bund haben die Versicherungskam-
mer Bayern sowie die ÖRAG-
Rechtsschutzversicherung ein um-
fassendes Versicherungsangebot für
diejenigen Jagdgenossenschaften, die
ihre Verwaltungsgeschäfte auf die
Gemeinden übertragen haben, un-
terbreitet. Das Angebot gliedert sich
in vier Module und umfasst eine
Rechtsschutzversicherung der ÖRAG
sowie eine Vermögenskasko-, eine
Unfall- und eine Betriebshaftpflicht-
versicherung der VKB. Die Module
können bei Bedarf einzeln oder
auch beliebig kombiniert in An-
spruch genommen werden. Das Ver-
sicherungsangebot steht den Jagdge-
nossenschaften über die Gemeinden,
welche die Verwaltungsgeschäfte auf-
tragsweise führen, zur Verfügung.

Variable Vermögenskasko-
Versicherung (VVK)
Bei der Verwaltung von Jagdgenos-
senschaften kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass durch Fehlverhal-
ten der handelnden Personen (z.B.
Vorstand, Gemeindemitarbeiter) das
Vermögen der Jagdgenossenschaft
beeinträchtigt wird. Dies kann aus
Unachtsamkeit (Versäumung einer
Kündigungsfrist, Versäumung einer
Antragsfrist, Fehler bei der Erstel-
lung des Pachtvertrages), aber auch
bewusst und gewollt (z.B. Verun-
treuung von Geldern der Jagdge-
nossenschaft) erfolgen. In Zeiten
der modernen Technik besteht auch
die Gefahr, dass Dritte über Pishing
oder Hacking auf Vermögenswerte
(z.B. Bankkonto) zugreifen. Es kann
aber auch vorkommen, dass aus Un-
achtsamkeit oder bewusst und ge-
wollt bei einem Dritten (z.B. Päch-
ter) ein Vermögensschaden verur-
sacht wird (z.B. Fehler bei der
Pachtvergabe, Falschberatung).

Die Variable Vermögenskasko
deckt all diese Schäden ab. Die Ver-
sicherungssummen können dabei je

nach Anzahl und Größe der von der
Verbandsgemeinde verwalteten Jagd-
genossenschaften von 100.000 bis über
500.000 Euro gewählt werden. Der
Beitrag richtet sich nach der gewähl-
ten Versicherungssumme und der Ge-
samthaushaltssumme aller von der
Gemeinde verwalteten Jagdgenos-
senschaften. Von jedem Eigenscha-
den sind 500 Euro selbst zu tragen.

Betriebshaftpflichtversicherung
Was die private Haftpflichtversiche-
rung für die Privatperson ist, ist die
Betriebshaftpflichtversicherung für
den geschäftlichen Bereich. Es kann
immer einmal vorkommen, dass ver-
sehentlich die Gesundheit eines
Dritten verletzt oder ihm gehörende
Sachen beschädigt werden. Dies
geht von einer eher harmlosen Be-
schädigung eines geliehenen Bea-
mers im Rahmen einer Jagdgenos-
senschaftsversammlung über die
Verletzung der Verkehrssicherungs-
pflicht bei Veranstaltungen bis hin
zu einer maroden Jagdeinrichtung
oder einer nicht ordnungsgemäß
kenntlich gemachten Gefahrenstelle
im Falle der Eigenbewirtschaftung
der Jagd. So können bei einem durch
einen Sturz querschnittgelähmten
Dritten sehr schnell mehrere Millio-
nen Euro an Schadenersatz entste-
hen, für die die Jagdgenossenschaft
und unter Umständen letztlich der
Vorstand einzustehen hat.

Mit einer Betriebshaftpflicht-
versicherung übernimmt der Versi-
cherer die Prüfung des Schadenfal-
les, wehrt unberechtigte Ansprüche
ab (Abwehrschutz) und gleicht be-
rechtigte Ansprüche aus. Die Versi-
cherungssummen betragen 5.000.000
Euro für Personen- und/oder Sach-
schäden und jeweils 30.000 Euro für
Tätigkeits-, Mietsachschäden für Mo-
bilien, Abhandenkommen fremder
Schlüssel und Gewahrsamschäden.
Für Mietsachschäden an Immobi-
lien beträgt die Versicherungssumme
300.000 Euro. Der Beitrag richtet
sich nach der Anzahl aller Mitglie-
der der von der Verbandsgemeinde
verwalteten Jagdgenossenschaften.

Versicherungsnehmer ist bei
der VVK sowie der Betriebshaft-
pflichtversicherung die verwaltende
Verbandsgemeinde, versicherte Per-
sonen sind Mitarbeiter der verwal-
tenden Verbandsgemeinde aus ihrer
Tätigkeit für die Jagdgenossenschaft
heraus, die verwalteten Jagdgenos-
senschaften selbst sowie deren Vor-
stände und Mitglieder.

Unfallversicherung
Schnell kann es passieren, dass bei-
spielsweise bei einem Ortstermin im
Wildschadensverfahren der Jagd-
vorsteher oder sein Stellvertreter ei-
nen Unfall erleidet. Der Jagdvor-
stand und deren Stellvertreter sind
zunächst grundsätzlich über die ge-
setzliche Unfallversicherung abgesi-
chert. Im Fall der Jagdverpachtung
an Dritte ist die Verwaltungsberufs-
genossenschaft (VBG), für den Fall
der Eigenbewirtschaftung der Jagd
die Sozialversicherung für Land-
wirtschaft, Forsten und Gartenbau
(SVLFG) der gesetzliche Unfallver-
sicherungsträger zuständig. Unab-
hängig davon, ob die gesetzliche
Unfallversicherung bei einem Un-
fall dafür einsteht oder nicht, bietet
die private Unfallversicherung eine
unterstützende Leistung in Form ei-
ner Einmalzahlung. Es kann daher
sinnvoll sein, eine zusätzliche private
Unfallversicherung abzuschließen.
Versichert sind im vorliegenden An-
gebot der VKB Gesundheitsschädi-
gungen, die infolge eines unfreiwil-
lig von außen auf den Körper
wirkendes Ereignis eintreten.Wei-
terhin sind Unfälle auf dem direk-
ten Weg zu und von sowie während
der ehren-/nebenamtlichen Tätig-
keit für die Jagdgenossenschaft ab-
gesichert. Ausgeschlossen sind Un-
fälle, die bei aktiver Teilnahme an
einer Jagd (Einsatz von Waffen) ein-
treten.

Die Versicherungssummen be-
tragen 50.000 Euro für Invalidität
(100 % Invalidität) und 10.000 Euro
bei Tod oder für Bergungskosten.
Versicherte Personen sind die Vor-
stände und ihre Stellvertreter. Der
Beitrag bemisst sich nach der An-
zahl der versicherten Personen.

Rechtsschutzversicherung
Die ÖRAG bietet eine Kombinati-
on aus einer Grundstücks-Rechts-
schutzversicherung für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen aus
Miet- und Pachtverhältnissen, einer
Steuer-Rechtsschutzversicherung so-
wie einer telefonischen Erstbera-
tung zur Klärung grundsätzlicher
rechtlicher Gegebenheiten an. Ver-
sicherungsnehmer ist im Regelfall
die Verbandsgemeinde, die zuguns-
ten der Jagdgenossenschaften den
Versicherungsvertrag eingeht. Der
Beitrag bemisst sich an der Gesamt-
fläche der einzelnen Jagdgenossen-
schaft. Die Selbstbeteiligung pro
Rechtsschutzfall beträgt 500 Euro.
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Ausgenommen hiervon ist die tele-
fonische Erstberatung. Die Versi-
cherungssumme ist unbegrenzt. Zu-
dem besteht das Recht auf eine freie
Anwaltswahl.

Die Entscheidung eines Ver-
tragsabschlusses muss in den ent-
sprechenden Gremien der Jagdge-
nossenschaft herbeigeführt werden.
Die Inanspruchnahme des Versiche-
rungsangebotes und die Vertragsab-
wicklung können ausschließlich über
die zuständige Gemeindeverwaltung
erfolgen. Die Ausübung der Rechte
steht den versicherten Jagdgenos-
senschaften zu.

Der Fachbeirat „Forst und Jagd“
unterstützt die Verwaltungen
Der Fachbeirat „Forst und Jagd“ un-
terstützt die Verwaltungen bei grund-
legenden Fragestellungen und stellt
ein entsprechendes Formular zur
Berechnung der anteiligen Kosten für
die einzelnen Jagdgenossenschaften
zur Verfügung. Dieser Betrag ist re-
gelmäßig und gemäß der bisherigen
Rechtsprechung im Rahmen der
Reinertragsberechnung als notwen-
dige Verwaltungsausgabe der Jagd-
genossenschaft anzusehen.

Weitergehende Informationen
erhalten Sie durch den Fachbeirat
Forst und Jagd beim GStB.

Ansprechpartner der Versiche-
rungen ist Kurt Fakesch von der
Pfälzischen Pensionsanstalt (PPA)
Bad Dürkheim (Tel.: 06322-936428;
E-Mail: kurt.fakesch@ppa-duew.de).
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Alexander Wendlandt, 
Gemeinde- und 
Städtebund 
Rheinland-Pfalz
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